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I. "Sichernde" oder "befreiende" Staatsgewalt? Das Problem einer politischen
Integralideologie
Gewaltandrohung und Gewaltanwendung sind eine naturwüchsige Realität, die den
Bestand einer Gesellschaft gefährden - gleichgültig, ob solche Bestandsgefähr¬
dung von innen oder von außen könnt. Das Zivilisationsrezept gegen solche na¬
turwüchsige Gewalt heißt: überlegene und über den Staat institutionalisierte
Gegengewalt. Während nun die bürgerliche Gesellschaft solche Gegengewalt im
wesentlichen als "sichernde" Gewalt gegen individuelle und kollektive physi¬
sche Gewalttätigkeit begreift, bekennen sich die real existierenden soziali¬
stischen Gesellschaften zur Doktrin der "befreienden" Gewalt gegen die vor
allem im Kapitalverhältnis begründete und durch dieses zugleich verschleier¬
te strukturelle Gewalt, die sich im bürgerlichen Staat lediglich politisch
reproduziert. Der bürgerliche Staat gilt den sozialistischen Gesellschaften
als Teil jener im Kapitalverhältnis selbst begründeten naturwüchsigen Gewalt,
die es revolutionär zu beseitigen gilt. Ungekehrt gilt der bürgerlichen Ge¬
sellschaft die revolutionäre, d.h. "befreiende Gegengewalt" als bloßer legi¬
timierender Schein, hinter dem sich immer offensichtlicher nur die geschichts-
metaphysisch gepanzerte Vormundschaftsgewalt einer Partei verbirgt. Als Vor¬
mundschaftsgewalt über vermeintlich befreite Subjekte gerate aber - so heißt
es - solche Gewalt in einen legitimatorischen Selbstwiderspruch, der die Sta¬
bilitätsgrundlagen des Systems langfristig untergrabe. Die wechselseitige Be¬
streitung staatlicher Gewaltlegitimation hat dabei nicht diskursive, sondern
selbst wieder legitimatorische Funktion. Der fundamentale Irrtum des jeweils
anderen dient selbst wieder politisch-ideologischer Selbstvergewisserung -
verdichtet in den Formeln "Freiheit contra Totalitarismus" und "Sozialis¬
mus contra Kapitalismus/Imperialismus". In diesem Zusammenhang sind gegen¬
wärtig zwei gegenläufige Tendenzen erkennbar: es ist einmal der als Wertewarfc-
del beschreibbare Plausibilitätsverlust der integralen Systemideologien und
deren Ersatz durch "szenen"verarikerte Privatideologien heterogenster Herkunft.
Das Stichwort "neue Lebensweise" indiziert ja symptomatischerweise nur den Tat¬
bestand, daß erstrebte Veränderungen gerade nicht systemisch über den Staat
(weder den "bestehenden" noch den "revolutionären"), sondern über die je eigene
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Lebensweise realisiert werden sollen.
Sollte dieses Schwinden der großen integralen Systemideologien von epochaler
Bedeutung sein, so bleibt das militärisch nicht folgenlos. Können die Streit¬
kräfte auf politische Integralideologien verzichten, ohne sich selbst zu dele¬
gitimieren? Denn wenn es keine großen ideologischen Systementwurfe mehr gibt,
die militärstrategischer Absicherung bedürfen, dann bleibt nur der Weg sicher¬
heitspolitischer Partnerschaft, der - wenn er beiderseits erfolgreich sein
sollte - die Möglichkeit einer Selbstaufhebung der Streitkräfte logisch voraus¬
setzt und sicherheitspolitisch-praktisch zur Folge hat. Doch das ist vorerst
allenfalls konkrete Utopie. Als Reaktion auf dieses Schwinden politisch-kol¬
lektiver Gewißheiten - und das ist die andere, eher gegenläufige Tendenz - er¬
leben wir derzeit gewaltorientierte politisch-moralische Reduktionen (Rambo-
Ideologie) wie auch strukturelle Maßnahmen (Embargo-, Isolierungs- und Nie-
derrüstungspolitik), die politisch dann allererst das bewirken, was sie inmer
schon voraussetzen: den "Ewigkeitswert" von Systemideologien und politischer
Gewalt.
II. Gewaltlatenz und Gewaltmanifestation: das Exterminismusproblem
Von Anbeginn an hatte die bürgerliche Gesellschaft ein durch partielle Ignoranz
gekermzeichtes Verhältnis zur Gewalt; die Ablösung feudaler Gewaltverhältnis¬
se durch bürgerliche Rechtsverhältnisse erschien inmer zugleich auch als ein
Prozeß der Minimierung von Gewalt. Der Argumentationszusamnenhang war schein¬
bar zwingend: da die überlegene Gewalt des Staates in der Regel nicht durch ih¬
re Anwendung, sondern durch die Furcht von ihrer Anwendung wirkt, bedarf sie
nicht mehr der Manifestation - sie bleibt latent und in dieser Latenz bringt
sie sich schließlich selbst tendentiell zum Verschwinden. An die Stelle der Ge¬
walt sollten Recht und Markt als neue gesellschaftliche Steuerungsmechanismen
treten. Die bürgerlichen Hoffnungen haben getrogen. Ihre Voraussetzungen waren
nicht stimmig. Die Latenz der Gegengewalt ist nie identisch gewesen mit dem
Prozeß ihrer fortschreitenden Minimierung. Recht, Markt und Gewalt sind eben
keine Substitutionsgrößen, sondern eher, wie das Karl Marx handfest illustrier¬
te, Kcmplementärgrößen. Deshalb darf es vom Prinzip her nicht verwundern, daß
wir heute politisch Bemühungen erleben, die Latenz staatlicher Gewalt gerade
durch die Vermehrung von Gewaltpotentialen sicherzustellen. Das Wettrüsten im
globalen Maßstab gilt heute als der Preis staatlicher Gewaltlatenz und damit
als der Preis des Friedens. Auch die sozialistischen Gesellschaften leben von
der frühbürgerlichen Utopie. Allerdings wird sie radücalisiert und durch diese
Radikalisierung gleichzeitig auch qualitativ verändert. Denn einerseits wird
jetzt nicht mehr die fortschreitende Minimierung, sondern das schlußendliche
Verschwinden von Gewalt und Gewaltinstitutionen programmatisch in Aussicht ge¬
stellt. Auf der anderen Seite ist Gewalt aber selbst das Mittel ihrer schließ¬
lichen Abschaffung. Entsprechend der Auflösung von Ethik in Geschichtsphiloso-
phie wirft Gewalt hier nicht mehr die Frage ihrer moralischen, sondern ledig¬
lich ihrer instrumentellen Angemessenheit hinsichtlich des geschichtlichen End¬
zwecks auf. Gewalt wird so zu einer moralindifferenten sozialen Prozeßkategorie,
deren konkreter progressiver oder reaktionärer Inhalt sich von heilsgeschicht¬
lichen Situationsdeutungen her definiert. Westliche wie östliche Gesellschaften
geraten heute allerdings mit dem Steuerungsmediun Gewalt in ein je spezifi¬
sches Strukturdilemma. In westlichen Gesellschaften stellt sich das Struktur¬
problem dar als das der mangelnden Trennschärfe von Gewaltlatenz und Gewalt¬
manifestation. Offenbar ist jenseits einer gewissen Gewaltpotentialschwelle
die Gewaltlatenz selbst objektiv nicht mehr zu garantieren. Nicht an der Ge¬
waltfrage schlechthin, sondern an der Frage der Gewaltlatenzgarantie scheiden
sich heute die Geister: Kommt nach Rüstung wirklich kein Krieg? Oder: kann es
den Weltkrieg aus Versehen wirklich nicht geben? In sozialistischen Gesell¬
schaften stellt sich das Gewaltproblem zunächst von der anderen Seite dar. Das
politische System ist darauf angelegt, politische Probleme auch militärisch¬
gewaltsam lösen zu können. Dies hat zu einem Gewaltpositivismus geführt, dem¬
zufolge alle von den sozialistischen Staaten vollzogenen Gewaltinterventionen
schon per definitionem progressiv sind. Aber heute stellt sich die Frage nach
den Grenzen progressiven Gewaltgebrauchs neu. Mit dem Einsatz von Gewalt ver¬
binden sich zunehmend weniger heilsgeschichtliche Hoffnung als unheilsge¬
schichtliche Befürchtungen: die technisch bereitgestellten Vernichtungskapa¬
zitäten machen gewaltföimige Konfliktlösungen auch im originär-marxistisch¬
leninistischen Sinn reaktionär. Das Nuklearzeitalter verlange eine "neue Logik
des Denkens" (SCHACHNASAROW), so wird heute von Ideologen zaghaft formuliert.
Wertewandel meint nichts anderes als diese "neue Logik des Denkens" als Antwort
auf die Strukturdelemmata der Gewalt. Neuartige zivilistische Wertorientierun¬
gen fließen deshalb zunehmend in die Konzepte zwischenstaatlicher Auseinander¬
setzung ein. Daneben erleben wir aber derzeit auch den gegenläufigen Versuch,
das Stukturdilemma von der anderen Seite her zu lösen. Gigantomanische mili¬
tärische Anstrengungen sind heute darauf gerichtet, das Manifestwerden von Ge¬
waltpotentialen in grundlegender Weise wieder zu entproblematisieren (SDI).
III. Gewalt und politische Willensbildung
Staatlich organisierte überlegene Gewalt ist in den westlichen Gesellschaften
auf eine bestimmte Perspektive hin angelegt. Überlegene Gewalt soll nämlich ge¬
rade einen gewaltlosen Modus gesellschaftlicher Auseinandersetzung unausweich¬
lich machen. Anders in den sozialistischen Staaten. Schon von Marx her sind die
komplementären Figuren "Gewalt" und "Kritik" (bzw. "Vernunft") entdifferen¬
ziert worden. Gewalt war für ihn eine Form der Kritik wie auch umgekehrt Kri¬
tik ihr eigenes Gewaltwerden notwendig impliziert: "Die Waffen der Kritik kön¬
nen die Kritik der Waffen nicht ersetzen. Allein die Kritik wird zur materiel¬
len Gewalt, sobald sie die Massen ergreift": Wo Gewalt wie bei Marx auf eine
wertneutrale Prozeßkategorie herunterressortiert worden ist, ist diese Entdif-
ferenzierung nur noch eine Frage bündiger Logik. Man darf bei allen Unter¬
schieden aber das Gemeinsame nicht übersehen, das sich in beiden Konzeptionen
ausspricht. Sie sind gleichermaßen die Antwort auf die Frage nach der Möglich¬
keit eines nicht mehr naturwüchsigen, sondern bewußten politischen Handelns
der Bürger bzw. des Proletariats. Bürgerliche Öffentlichkeit sollte das in
gleicher Weise leisten wie das gewaltförmige Handeln des Proletariats. Beide
Konzeptionen aber blieben hinter ihren Verheißungen zurück. Die politische
Gewalt blieb naturwüchsig. Die bürgerliche Öffentlichkeit ist immer noch auf
der Suche nach wirksamen Formen politischer Einflußnahme (vgl. das Konzept sog.
gewaltfreier Aktionen), die Gewalt des Proletariats hat sich bislang nur als
Gewalt über das Proletariat konstituiert. Mehr noch: die politische Gewaltra¬
tionalität entfaltet heute mehr denn je ihre eigene entfremdende "Gehäuse"-
rationalität (M.WEBER), der gegenüber die kritische Vernunftrationalität (ob
marxistisch oder bürgerlich) ohnmächtig bleibt. Die systemare Folge solcher
individuellen Ohrmacht ist allerdings strukturelle Knappheit - Verlust an Fle¬
xibilität und Innovation in den institutionellen Verdichtungszonen. Was heute
als Wertewandel - bis in den militärischen Bereich hinein - sichtbar wird, ist
der Versuch flexibler und innovativer Systembildung unterhalb der Schwelle der
Großstrukturen. Netzwerke mit kleinräumlicher Selbstregulierungskcmpetenz
scheinen eher als Großstrukturen disponiert zu sein für kommunikatives Handeln,
kritische Rationalität, Stiftung von Sirm, Versöhnung von Politik und Lebens¬
welt. Was in der Strategie caimunity an wirklichen sicherheitspolitischen Al¬
ternativen diskutiert wird, sind denn auch Antworten auf die sicherheitspoli¬
tisch-strukturelle Knappheitssituation: "Netzverteidigung", "raumdeckende Ver¬
teidigung", "autonome Abwehr" und "soziale Verteidigung". Es ist aber auch
deutlich, daß die Apologeten der sicherheitspolitischen Großstrukturen nur we¬
nig auf diese Alternativen setzen - aufgrund ihrer operativ beschränkten Per¬
spektive und ihrer von der Existenz der Großstrukturen selbst abhängigen pri¬
vilegierten Position.
